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Nationalrat
Wintersession 2021

Schweizerisches
Zivilgesetzbuch
(Schweizer Stiftungs-
standort, Stärkung)

Änderung vom ...

Die Bundesversammlung 
der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft,
nach Einsicht in den Bericht 
der Kommission für Rechts-
fragen des Ständerates vom 
22. Februar 20211 
und in die Stellungnahme 
des Bundesrates vom  
12. Mai 20212,
beschliesst:

1  BBl 2021 485
2  BBl 2021 1169

Stellungnahme
des Bundesrates

vom 12. Mai 2021

Beschluss
des Ständerates

vom 22. September 
2021

Anträge der 
Kommission für 
Rechtsfragen des 
Nationalrates

vom 9. Dezember 
2021

Zustimmung zum 
Beschluss des 
Ständerates, wo nichts 
vermerkt ist

Beschluss
des Nationalrates

vom 6. Dezember 
2021

Beschluss
des Ständerates

vom 8. Dezember 
2021
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

I

Das Zivilgesetz-
buch3 wird wie folgt 
geändert:

3  SR 210

I I I I

Art. 84 Art. 84 Art. 84 Art. 84 Art. 84
¹ Die Stiftungen 
stehen unter der 
Aufsicht des Ge-
meinwesens (Bund, 
Kanton, Gemein-
de), dem sie nach 
ihrer Bestimmung 
angehören.
1bis Die Kantone 
können die ihren 
Gemeinden ange-
hörenden Stiftun-
gen der kantonalen 
Aufsichtsbehörde 
unterstellen.
2 Die Aufsichtsbe-
hörde hat dafür zu 
sorgen, dass das 
Stiftungs-vermö gen 
seinen Zwecken 
gemäss verwendet 
wird.
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme 
des Bundesrat

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

 
 
 

³ Wer ein berechtig-
tes Kontrollinteres-
se daran hat, dass 
die Verwaltung der 
Stiftung mit Gesetz 
und Stiftungsurkun-
de in Einklang 
steht, kann gegen 
Handlungen und 
Unterlassungen der 
Stiftungsorgane 
Beschwerde bei 
der Aufsichtsbehör-
de erheben.

³ Festhalten ³ Begünstigte oder 
Gläubiger der Stif-
tung, der Stifter, 
Zustifter oder Spen-
der sowie ihnen 
nahestehende 
Personen, und 
Stiftungsratsmitglie-
der, welche ein 
Interesse daran 
haben, dass die 
Verwaltung der 
Stiftung mit Gesetz 
und Stiftungsurkun-
de in Einklang 
steht, können ge-
gen Handlungen 
und Unterlassun-
gen der Stiftungsor-
gane Beschwerde 
bei der Aufsichtsbe-
hörde erheben.

³ Begünstigte oder 
Gläubiger der Stif-
tung, der Stifter, 
Zustifter und ehe-
malige und aktuelle 
Stiftungsratsmitglie-
der, welche ein 
Interesse daran 
haben, dass die 
Verwaltung der 
Stiftung mit Gesetz 
und Stiftungsurkun-
de in Einklang 
steht, können ge-
gen Handlungen 
und Unterlassun-
gen der Stiftungsor-
gane Beschwerde 
bei der Aufsichtsbe-
hörde erheben.
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

Ia Ia Ia Ia Ia
Die nachstehenden 
Erlasse werden wie 
folgt geändert:

1. Bundesgesetz 
über die direkte 
Bundessteuer1 
(DBG)
vom 14. Dezember 
1990

1 SR 642.11

1. ... 1. ... 1. ... 1. ...

Art. 56 Art. 56 Art. 56 Art. 56 Art. 56 Art. 56
Von der Steuer-
pflicht sind befreit:
a. der Bund und 

seine Anstalten;
b. die Kantone 

und ihre Anstal-
ten;

c. die Gemeinden, 
die Kirchge-
meinden und 
die anderen 
Gebietskörper-
schaften der 
Kantone sowie 
ihre Anstalten;
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

d. vom Bund kon-
zessionierte 
Verkehrs- und 
Infrastrukturun-
ternehmen, die 
für diese Tätig-
keit Abgeltun-
gen erhalten 
oder aufgrund 
ihrer Konzessi-
on einen ganz-
jährigen Betrieb 
von nationaler 
Bedeutung 
aufrecht erhal-
ten müssen; die 
Steuerbefreiung 
er- streckt sich 
auch auf Ge-
winne aus der 
konzessio nier-
ten Tätigkeit, 
die frei verfüg-
bar sind; von 
der Steuerbe-
freiung ausge-
nommen sind 
jedoch Neben-
betriebe und 
Liegenschaften, 
die keine not-
wendige Bezie-
hung zur kon-
zessionierten 
Tätigkeit haben;
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

e. Einrichtungen 
der beruflichen 
Vorsorge von 
Unternehmen 
mit Wohnsitz, 
Sitz oder Be-
triebsstätte in 
der Schweiz 
und von ihnen 
nahe stehenden 
Unternehmen, 
sofern die Mittel 
der Einrichtung 
dauernd und 
ausschliesslich 
der Personal-
vor sorge die-
nen;

f. inländische 
Sozialversiche-
rungs- und 
Ausgleichskas-
sen, insbeson-
dere Arbeits  -
losen-, Kran- 
kenversiche-
rungs-, Alters-, 
Invaliden- und 
Hinter lasse nen-
versicherungs-
kassen, mit 
Ausnahme der 
konzessionier-
ten Versiche-
rungsgesell-
schaften;
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

g. juristische Per-
sonen, die öf-
fentliche oder 
gemeinnützige 
Zwecke verfol-
gen, für den 
Gewinn, der 
ausschliesslich 
und unwiderruf-
lich diesen 
Zwecken gewid-
met ist. Unter-
nehmerische 
Zwecke sind 
grundsätzlich 
nicht gemein-
nüt zig. Der 
Erwerb und die 
Verwaltung von 
wesentlichen 
Kapital betei-
ligungen an 
Unter nehmen 
gelten als ge-
meinnützig, 
wenn das Inter-
esse an der 
Unterneh-
menserhaltung 
dem gemeinnüt-
zigen Zweck 
untergeordnet 
ist und keine 
geschäftslei-
tenden Tätigkei-
ten ausgeübt 
werden;
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

h. juristische Per-
sonen, die ge-
samtschweize-
risch 
Kultuszwecke 
verfolgen, für 
den Gewinn, 
der ausschliess-
lich und unwi-
derruflich die-
sen Zwecken 
gewid met ist;

i. die ausländi-
schen Staaten 
für ihre inländi-
schen, aus-
schliesslich 
dem unmittelba-
ren Gebrauch 
der diplomati-
schen und kon-
sularischen 
Vertretungen 
bestimmten 
Liegenschaften 
sowie die von 
der Steuer-
pflicht befreiten 
institutionellen 
Begünstigten 
nach Artikel 2 
Absatz 1 des 
Gaststaatgeset-
zes vom 22. 
Juni 2007 für 
die Liegen-
schaften, die 
Eigentum der 
institutionellen 
Begünstigten 
sind und die 
von deren 
Dienststellen 
benützt werden;
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme 
des Bundesrat

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

j. die kollektiven 
Kapitalanlagen 
mit direktem 
Grundbesitz, 
sofern deren 
Anleger aus-
schliesslich 
steuerbefreite 
Einrichtungen 
der beruflichen 
Vorsorge nach 
Buchstabe e 
oder steuerbe-
freite inländi-
sche Sozialver-
sicherungs- und 
Ausgleichskas-
sen nach Buch-
stabe f sind.

Mehrheit

² Der Steuerbefrei-
ung juristischer 
Personen nach 
Absatz 1 Buchsta-
ben g und h steht 
eine angemessene 
Entschädigung 
ihrer Organe nicht 
entgegen. 
(siehe Art. 23 Abs. 
2 StHG)

² Festhalten
(siehe Art. 23  
Abs. 2 StHG)

² Festhalten
(siehe Art. 23  
Abs. 2 StHG)

2 … ² Festhalten
(siehe Art. 23  
Abs. 2 StHG)

² Festhalten
(siehe Art. 23  
Abs. 2 StHG)

²
(siehe Art. 23  
Abs. 2 StHG)

Minderheit 
(Maitre,  
Bellaiche, Cottier, 
di Quattro, Flach, 
Kamerzin,  
Markwalder,  
von Falkenstein)
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

2. Bundesgesetz 
über die Harmo-
nisierung der 
direkten Steuern 
der Kantone und 
emeinden 
(Steuerharmo-
nisierungsge-
setz, StHG)
vom 14. Dezember 
19901

1 SR 642.14

2. ...2. ... 2. ... 2. ...

Art. 23 Ausnah-
men

Art. 23 Art. 23 Art. 23 Art. 23 Art. 23

Von der Steuer-
pflicht sind nur 
befreit:
a. der Bund und 

seine Anstalten 
nach Massgabe 
des Bundes-
rechtes;

b. der Kanton und 
seine Anstalten 
nach Massgabe 
des kantonalen 
Rechts;

c. die Gemeinden, 
die Kirchge-
meinden und 
die anderen 
Gebietskörper-
schaften des 
Kantons und 
ihre Anstalten 
nach Massgabe 
des kantonalen 
Rechts;
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

d. die Einrichtun-
gen der berufli-
chen Vorsorge 
von Unterneh-
men mit Wohn-
sitz, Sitz oder 
Betriebsstätte in 
der Schweiz 
und von ihnen 
nahe stehenden 
Unter nehmen, 
sofern die Mittel 
der Einrichtung 
dauernd und 
ausschliesslich 
der Per-
sonalvorsorge 
dienen;

e. die inländischen 
Sozialversiche-
rungs- und 
Ausgleichskas-
sen, insbeson-
dere Arbeitslo-
sen-, Kranken- 
versicherungs-, 
Alters-, Invali-
den- und Hinter-
las se nenver-
sicherungskas-
sen, mit 
Ausnahme der 
konzessionier-
ten Versicher-
ungs gesell-
schaften;
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

f. die juristischen 
Personen, die 
öffentliche oder 
gemeinnützige 
Zwecke verfol-
gen, für den 
Gewinn und das 
Kapital, die 
ausschliesslich 
und unwiderruf-
lich diesen 
Zwecken gewid-
met sind. Unter-
nehmerische 
Zwecke sind 
grund sätz lich 
nicht gemein-
nützig. Der 
Erwerb und die 
Verwaltung von 
wesent lichen 
Kapi tal-
beteiligungen 
an Unterneh-
men gelten als 
gemeinnützig, 
wenn das Inter-
esse an der 
Unternehmen-
serhaltung dem 
gemeinnützigen 
Zweck unter-
geordnet ist und 
keine ge-
schäftsleitenden 
Tätigkeiten 
ausgeübt wer-
den;
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

g. die juristischen 
Personen, die 
kantonal oder 
gesamtschwei-
zerisch Kultus-
zwecke verfol-
gen, für den 
Gewinn und das 
Kapital, die 
ausschliesslich 
und unwiderruf-
lich diesen 
Zwecken gewid-
met sind;

h. die ausländi-
schen Staaten 
für ihre inländi-
schen, aus-
schliesslich 
dem unmittelba-
ren Gebrauch 
der diplomati-
schen und kon-
sularischen 
Vertretungen 
bestimmten 
Liegenschaften 
sowie die von 
der Steuer-
pflicht befreiten 
institutio nellen 
Begünstigten 
nach Artikel 2 
Absatz 1 des 
Gaststaatgeset-
zes vom 22. 
Juni 2007 für 
die Liegen-
schaften, die 
Eigentum der 
institutionellen 
Begünstigten 
sind und die 
von deren 
Dienststellen 
benützt werden;
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

i. die kollektiven 
Kapitalanlagen 
mit direktem 
Grundbesitz, 
sofern deren 
Anleger aus-
schliesslich 
steuerbefreite 
Einrichtungen 
der beruflichen 
Vorsorge nach 
Buchstabe d 
oder steuerbe-
freite inländi-
sche Sozialver-
sicherungs- und 
Ausgleichskas-
sen nach Buch-
stabe e sind;

j. die vom Bund 
konzessionier-
ten Verkehrs- 
und Infrastruk-
turunternehmen, 
die für diese 
Tätigkeit Abgel-
tungen erhalten 
oder aufgrund 
ihrer Konzessi-
on einen ganz-
jährigen Betrieb 
von nationaler 
Bedeutung 
aufrecht erhal-
ten müssen; die 
Steuerbefreiung 
erstreckt sich 
auch auf Ge-
winne aus der 
konzessionier-
ten Tätigkeit, 
die frei verfüg-
bar sind; von
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme 
des Bundesrat

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

 der Steuerbe-
freiung aus-
genommen sind 
jedoch Neben-
betriebe und 
Liegenschaften, 
die keine not-
wendige Bezie-
hung zur kon-
zessionierten 
Tätigkeit haben.

Minderheit  
(Maitre, ...)

Mehrheit

² Der Steuerbefrei-
ung juristischer 
Personen nach 
Absatz 1 Buchsta-
ben f und g steht 
eine angemessene 
Entschädigung 
ihrer Organe nicht 
entgegen.
(siehe Art. 56 Abs. 
2 DBG)

² ... ² Festhalten
(siehe Art. 56  
Abs. 2 DBG)

² Festhalten
(siehe Art. 56  
Abs. 2 DBG)

² Festhalten
(siehe Art. 56 
Abs. 2 DBG)

² Festhalten
(siehe Art. 56 
Abs. 2 DBG)

²
(siehe Art. 56 
Abs. 2 DBG)
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Geltendes Recht Entwurf der 
Kommission des 
Ständerates

Stellungnahme
des Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Kommission 
des Nationalrates

³ Die Kantone kön-
nen auf dem Wege 
der Gesetzgebung 
für Unternehmen, 
die neu eröffnet 
werden und dem 
wirtschaftlichen 
Interesse des Kan-
tons dienen, für das 
Gründungsjahr und 
die neun folgenden 
Jahre Steuerer-
leichterungen vor-
sehen. Eine we-
sentliche Änderung 
der betrieblichen 
Tätigkeit kann einer 
Neugründung 
gleich gestellt wer-
den.
⁴ Die in Absatz 1 
Buchstaben d-g 
und i genannten 
juristischen Perso-
nen unterliegen 
jedoch in jedem 
Fall der Grund-
stückgewinnsteuer. 
Die Bestimmungen 
über Ersatzbe-
schaffungen (Art. 8 
Abs. 4), über Ab-
schreibungen (Art. 
10 Abs. 1 Bst. a), 
über Rückstellun-
gen (Art. 10 Abs. 1 
Bst. b) und über 
den Verlustabzug 
(Art. 10 Abs. 1 Bst. 
c) gelten sinnge-
mäss.
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